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Otto G. Mayer

Stabilität
contra

Integration

Die Bundesregierung giaubte 
sicli durch Preisentwiclclung 

und Doilarzustrom gezwungen, 
den Wechseil<urs der DM 
„floaten“ zu lassen, um binnen­
wirtschaftlich stabiiitätspolitische 
Maßnahmen ergreifen zu l<ön- 
nen. Nach dem Entschluß der 
Finanz- und Wirtschaftsminister 
der EWG wenige Wochen zuvor, 
ab 15. Juni die Bandbreiten der 
EWG-Währungen versuchsweise 
untereinander einzuengen, kam 
dies einem Paukenschlag gleich, 
der allzu viele EWG-Optimisten 
wieder auf den Boden der Wirk­
lichkeit zurückholte. Der Aus­
druck „gemeinschaftsschädliche“ 
Politik war noch einer der 
freundlichsten. Kommentare.

In dieser Diskussion um das 
Für und Wider der Wechsel­
kursfreigabe hinsichtlich der 
europäischen Integrationsbemü­
hungen vermißt man allerdings 
ein klärendes Wort zu einem 
Grunddilemma einer jeden euro­
päisch eingestellten Bundes­
regierung: dem Konflikt zwi­
schen dem Wunsche nach mehr 
Stabilität und dem nach engerer 
Wirtschaftlicherverbindung, wenn 
nicht Vereinigung der euro­
päischen Länder.

Eine Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion mit festen Wechsel­
kursen kann nämlich nur dann 
störungsfrei funktionieren, wenn 
sich die Mitgliedsländer über 
die wirtschaftspolitischen Ziele 
und deren Rangfolge einig sind, 
und das nicht nur in Worten, 
sondern auch in Taten. Aber 
schon hinsichtlich der stabili­
tätspolitischen Zielvorstellungen 
ist weder das eine noch das an­
dere der Fall. Sieht man sich 
nämlich die mittelfristige Pla­
nung der EWG an, so bietet sich 
ein trauriges Bild: Erstens dif­
ferieren die Zielvorstellungen 
für die einzelnen Mitgliedsländer 
ganz erheblich, und zweitens 
sind diese Vorstellungen inzwi­
schen von der Realität weit 
überholt worden.

Aber selbst wenn man den 
guten Willen und auch die Taten 
aller Beteiligten für die Zukunft 
voraussetzt, ist es höchst un­
wahrscheinlich, daß sich die 
EWG-Partner gerade auf eine

Rangfolge oder eine Stabilitäts­
gemeinschaft nach Bonner Vor­
stellungen einschwören lassen 
bzw. lassen können — und das 
nicht nur wegen einer anderen 
Inflationsmentalität oder eines 
„Wachstumsfetischismus“ . Denn 
für einige Partner stellt sich der 
Konflikt zwischen Wachstum und 
Stabilität aus regionalen und 
strukturellen Gründen realiter 
schärfer dar als für die BRD mit 
ihrer im Vergleich relativ gün­
stigen Struktur. Regionale und 
strukturelle Schwierigkeiten las­
sen sich nämlich im Wachstum 
bei steigenden Preisen leichter 
beheben, zumindest aber eher 
übertünchen. Eine konsequente 
Stabilitätspolitik birgt dagegen 
immer die Gefahr von regio­
nalen und strukturellen Krisen 
in sich.

Ein weiteres Problem liegt in 
der Koordinierung der Einkom­
menspolitik innerhalb der EWG. 
Wie will man bei Tarifautonomie 
erreichen, daß Lohnforderungen 
nur gemäß der sehr unterschied­
lichen regionalen Produktivi­
tätszuwächse erhoben werden? 
Wenn aber die Gewerkschaften 
in Regionen mit unterdurch­
schnittlichen Produktivitätszu­
wächsen nicht hinter den Forde­
rungen ihrer EWG-Kollegen in 
den Regionen mit überdurch­
schnittlichen Zuwächsen zurück­
stehen, wird von dorther zwangs­
läufig ein Druck auf das ge­
meinschaftliche Preisniveau aus­
geübt werden, der dann auch 
seinen Niederschlag in der BRD 
finden wird.

Aus diesen Gründen muß die 
BRD, wenn sie eine Wirtschafts­
und Währungsunion mit festen 
Kursen will, zu einem Kompro­
miß, lies: zu höheren Preis­
niveausteigerungen bereit sein, 
als gegenwärtig anscheinend 
von den Bundesbürgern ge­
wünscht wird. Wenn sie letzteres 
nicht will, bleibt ihr nur der Ver­
such, eine isolierte nationale 
Stabilität zu gewinnen — ein 
Versuch, dessen Erfolg von einer 
konsequenten außenwirtschaft­
lichen Absicherung abhängt. Bei­
des zusammen wollen oder ver­
künden grenzt an Augenwische- 
rei.
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